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Zur Ausbildungs- und Arbeitsmarktsituation ausländischer 
Jugendlicher in der Bundesrepublik Deutschland – gegenwärtige Lage 
und künftige Perspektiven 

Karen Schober*) 

Mit den sich ändernden politischen und ökonomischen Bedingungen der letzten fünfzig Jahre hat sich auch 
das Problem der beruflichen Eingliederung ungelernter Jugendlicher gewandelt: es ist von einem Massen-
zu einem Randgruppenphänomen geworden. In den achtziger Jahren wird es vorrangig ein Problem der 
zweiten und dritten Ausländergeneration sein, die derzeit in der Bundesrepublik heranwächst – und hier 
vornehmlich der türkischen Jugendlichen, die 1980 knapp die Hälfte aller Ausländer unter 15 Jahren stell-
ten. 
Die Integration der Ausländerjugendlichen im Bildungsbereich ist bislang noch nicht zufriedenstellend ge-
lungen. Im Bereich der allgemeinbildenden Schulen liegt die Schulbesuchsquote zwar mittlerweile bei 
durchschnittlich 84%, im Bereich der Grundschule sogar bei nahezu 100%, doch ist die schulische Integra-
tion durch die hohe regionale Konzentration der Ausländer sowie deren Konzentration auf die Hauptschule, 
die von 75% der ausländischen Schüler im Sekundarbereich I besucht wird, erheblich erschwert. 
Im Bereich der beruflichen Bildung sind Ausländer stark unterrepräsentiert. Nur rund die Hälfte der berufs-
schulpflichtigen Ausländer besucht die Berufsschule. Von allen 15- bis unter 19jährigen Ausländern erhalten 
- 16% eine Ausbildung im dualen System, 
- 5% besuchen weiterführende berufliche Vollzeitschulen, 
- 22% sind Teilzeitberufsschüler ohne Ausbildungsvertrag oder besuchen ein Berufsgrundbildungsjahr 

und 
- 57% (92 000) erhalten überhaupt keine berufliche Qualifizierung. 

Der Anteil der Ausländer an allen Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag in der Bundesrepublik beträgt 
derzeit 37%. Er wird in den kommenden Jahren weiter ansteigen, wenn geburtenstarke Ausländerjahrgänge 
ins ausbildungs- und erwerbsfähige Alter kommen. Die Zahl der ausländischen Schulabgänger wird bis 1991 
auf mindestens 80 000 pro Jahr ansteigen, das entspricht einem Anteil von 25 % aller Schulabgänger mit Be-
endigung der Vollzeitschulpflicht. 
Von allen Ausländern zwischen 15 und 20 Jahren standen 1978 rund 75 000 weder in einem Arbeits- noch in 
einem Ausbildungsverhältnis, das entspricht einem Drittel dieser Altersgruppe. 
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*) Karen Schober ist Mitarbeiterin im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autorin. Er stellt eine überarbeitete Fassung eines Papiers 
für die »Hochschultage Berufliche Bildung 1980« an der Universität Bremen 
vom 1.-4. 10. 1980 dar. 

1) Münch, J., H.-J. Musielak, K. Schober, K. S tratmann, W. D. Winterhager, 
Jugendliche ohne Ausbildunesvertrag. Bericht der Wissenschaftlichen 
Kommission. Reihe Arbeit und Beruf, Band 24, hrsg. vom Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
1979, S. 24. 

2) Röhrs, H.-J., K. Stratmann, Die Jungarbeiterfrage als berufspädagogisches 
Problem, in: Schweikert, K., u.a., Jugendliche ohne Berufsausbildung - 
ihre Herkunft, ihre Zukunft – Schriften zur Berufsbildungsforschung, 
Band 30, Hannover 1975. 

3) Schelsky, H., u.a., Arbeitslosigkeit und Berufsnot der Jugend, Köln 1952. 

1. Die Jungarbeiterfrage im Wandel 
Die »Jungarbeiterfrage« ist alt und doch immer wieder neu, 
weil sie über die Zeit hinweg immer wieder ein neues Gesicht 
bekommt. Und dieser Wandel erfordert jeweils andere politi-
sche und pädagogische Konzepte zur Bewältigung der anste-
henden Probleme. Ein kurzer historischer Abriß möge dies 
verdeutlichen. 

In der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen, als vornehmlich 
die Elite der Handwerker- und Arbeiterschaft ihre Kinder 
(meist die Jungen) in eine berufliche Lehre schickte, war der 
Jungarbeiter- bzw. Ungelerntenstatus kein Randgruppen-
phänomen, sondern betraf breite Bevölkerungskreise, hier 
insbesondere die Mädchen. Die Quote der Jugendlichen, die 
ohne Ausbildung ins Erwerbsleben eintraten, betrug damals 
rund ein Drittel.1) Die Jungarbeiterfrage war zu jener Zeit 
nicht so sehr das Problem der sozialen Diskriminierung einer 
Minderheit als vielmehr das berufspädagogische Problem ei-
ner angemessenen schulischen Versorgung dieser Jugendli-
chen in der Teilzeitberufsschule.2) 

In den ersten etwa 10 Jahren nach dem zweiten Weltkrieg, als 
die geburtenstarken Jahrgänge der 30er Jahre ins ausbildungs-
und erwerbsfähige Alter kamen und als – bedingt durch die 
Kriegsauswirkungen – Arbeits- und Ausbildungsplätze 
knapp waren, war Ausbildungslosigkeit ebenfalls kein Makel 
oder individuelles Versagen, sondern weit verbreitetes 
Schicksal dieser Nachkriegsgeneration (»Jugendberufs-
not«)3). Spätestens jedoch mit Beginn der sechziger Jahre und 
den veränderten ökonomischen Bedingungen in der Bundes-
republik Deutschland verbesserten sich auch die Bildungs- 
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chancen für die nachwachsende Generation – sowohl im Hin-
blick auf die Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbildungs-
plätze, als auch im Hinblick darauf, daß für breite Bevölke-
rungskreise die materielle Not weitgehend beseitigt war, und 
die Familien den Jugendlichen auch finanziell eine berufliche 
Ausbildung ermöglichen konnten. Es war dies die Zeit, in der 
der Anteil der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag rapide 
zurückging bis auf rund 10% eines Altersjahrgangs.4) Immer 
mehr Jugendliche besuchten weiterführende allgemein- und 
berufsbildende Schulen oder durchliefen eine Lehre im dualen 
System. 
Übrig blieben Mädchen, deren berufliche Entwicklungsmög-
lichkeiten sowohl wegen tradierter Rollenvorstellungen als 
auch durch ein mangelhaftes Ausbildungsangebot nach wie 
vor beschränkt waren, und jene männlichen Jugendlichen, die 
entweder vorrangig am raschen Gelderwerb interessiert wa-
ren, oder die aufgrund familiärer und schulischer Sozialisa-
tionsdefizite Lernschwierigkeiten hatten.5) Für beide Grup-
pen – die auf die traditionelle Geschlechterrollenteilung hin 
erzogenen Mädchen und die »nicht ausbildungswilligen« 
oder »-fähigen« Jungen – hielt der westdeutsche Arbeits-
markt Ungelerntenarbeitsplätze in großer Anzahl bei ver-
gleichsweiser guter Entlohnung bereit. So war Ende der sech-
ziger Jahre das Jungarbeiterproblem für Berufspädagogen 
und Politiker einerseits zu einem Problem geschlechtsspezifi-
scher Benachteiligung (mehr als zwei Drittel aller Jugendli-
chen ohne Ausbildungsvertrag waren weiblich), andererseits 
zu einem Problem männlicher Lernbehinderter geworden 
(rund 50% der männlichen Jugendlichen ohne Ausbildungs-
vertrag hatten zuvor die Sonderschule besucht bzw. die 
Hauptschule ohne Abschluß verlassen).6) 
Ende der sechziger Jahre gab es dann erste Ansätze, das bishe-
rige Konzept der Teilzeitberufsschule in sogenannten Jung-
arbeiterklassen zu verändern und statt dessen einjährige Voll-
zeitschulmaßnahmen durchzuführen. Die Werkklassen in 
Hamburg und in Köln sowie weitere Maßnahmen der Schulen 
und der Arbeitsverwaltung (Förderungslehrgänge, Grund-
ausbildungslehrgänge) stellten erste Versuche dar, diesen Ju-
gendlichen ein verbessertes Bildungsangebot zu machen.7) 
Zunächst von der Öffentlichkeit noch weitgehend unbemerkt 
setzte seit Beginn der siebziger Jahre eine sukzessive Ver-
knappung auf dem Ausbildungsstellenmarkt ein, die bereits 
vor der Rezession von 1974/75 zu ersten Schwierigkeiten bei 
der Versorgung der Schulabgänger mit Ausbildungsstellen 
führte.8) Die Zahl der Jungarbeiter nahm zu, und die soziale 
Zusammensetzung dieses Personenkreises änderte sich: Es 

4) Münch,J., u. a., a.a.O., S. 25. 
5) Schober-Gottwald, K., Jugendliche ohne Berufsausbildung. Eine Litera-

turstudie unter besonderer Berücksichtigung bestehender und neu zu kon-
zipierender Lösungsansätze und Maßnahmen, in: MittAB 2/1976, S. 175ff. 

6) Ebenda, S. 177. 
7) Vgl. hierzu Wiemann, G., u. a., Ansätze zur Lösung des Jungarbeiterpro-

blems. Schriften der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel. 
Göttingen 1975; Biermann, H., B. Berlin, Maßnahmen zur Qualifizierung von 
potentiellen Jungarbeitern in der Bundesrepublik Deutschland. 
Materialien im Auftrag des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung, 
Hannover, im März 1976. 

8) Statistik der Berufsberatung 1972/73, S.37ff. und 1973/74, S.34ff. 
9) Schober-Gottwald, K., a.a.O., S. 176. 

10) Eine ausführliche Darstellung der Maßnahmen von Bund und Ländern enthält 
u. a.:Schober, K., G. Hochgürtel, Bewältigung der Krise oder Verwaltung des 
Mangels? Die staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit 1974-1979, in: Schriftenreihe des Forschungsinstituts der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Reihe Arbeit, Band 5, Bonn 1980. 

11) Lenhardt, G., K. Schober, Der schwierige Berufsstart: Jugendarbeitslosigkeit 
und Lehrstellenmarkt, in: Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 
Projektgruppe Bildungsbericht (Hrsg.), Bildung in der Bundesrepublik 
Deutschland – Daten und Analysen -. Band 2: Gegenwärtige Probleme, 
Stuttgart 1980, S. 956. 

waren wieder mehr männliche Jugendliche vertreten – meist 
solche ohne Hauptschulabschluß, die wegen der verschärften 
Selektionsprozesse am Ausbildungsstellenmarkt keine Stelle 
erhielten.9) 
Die Situation verschlechterte sich weiter mit dem tiefen wirt-
schaftlichen Einbruch 1974/75 und den ab 1977 auf den 
Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt drängenden starken 
Schulentlaßjahrgängen. Jugendarbeitslosigkeit und Ausbil-
dungskrise prägen seit 1974 die Diskussion um die Jungarbei-
terfrage. Denn nun befinden sich unter den Jungarbeitern 
nicht mehr vorwiegend Mädchen und lernbehinderte Jungen, 
sondern zunehmend solche Jugendliche, die unter anderen 
Arbeitsmarktkonstellationen auch einen Ausbildungsplatz 
bekommen hätten. 
Bund und Länder haben auf diese neue Problemlage mit ei-
nem breit gefächerten Angebot an einjährigen Vollzeitbil-
dungsmaßnahmen schulischer und außerschulischer Art rea-
giert (Berufsgrundbildungsjahr, Sonderformen des Berufs-
grundbildungsjahres, Berufsvorbereitungsjahr, Berufsfach-
schulen, berufsvorbereitende Lehrgänge der Arbeitsverwal-
tung; insgesamt mittlerweile rund 100000 Plätze pro Jahr). 
Diese Angebote richten sich in der Mehrzahl an Jugendliche 
mit persönlichen oder schulischen Defiziten, denn von den 
Selektionsprozessen sind ja nach wie vor verstärkt die Sonder-
schüler und Hauptschulabgänger ohne Abschluß bzw. Be-
hinderte betroffen. Darüber hinaus setzte seit 1977 eine nicht 
unbedeutende öffentliche Subventionierung von Betrieben 
für die Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsplätze ein, die 
zu einer Erhöhung der Ausbildungskapazitäten im dualen Sy-
stem führte. Auch diese Zuschüsse richteten sich vornehmlich 
an lernschwache, sozial benachteiligte Jugendliche. Darüber 
hinaus wurden zur Verbreiterung des eingeengten Berufs-
spektrums für weibliche Jugendliche diverse Modellversuche 
zur Ausbildung von Mädchen in gewerblich-technischen Be-
rufen gestartet und öffentlich finanziert10). 
Die vorgenannten Maßnahmen, gedacht als Reaktion auf die 
anhaltenden Berufsstartprobleme Jugendlicher, haben die 
Probleme der Jungarbeiter quantitativ ein wenig entschärft, 
keinesfalls jedoch qualitativ gelöst. Als Fazit dieser Epoche 
wird bleiben, daß gegenüber den sechziger Jahren vorüberge-
hend eine vermehrte Anzahl (absolut und relativ) an Jugendli-
chen ohne vollwertige Berufsausbildung als Ungelernte ins 
Erwerbsleben eintritt.11) 

Durch die verschärften Selektionsprozesse am Arbeitsmarkt 
und nicht zuletzt durch die Art der gegen Jugendarbeitslosig-
keit und Ausbildungsstellenmangel getroffenen Maßnahmen 
ist das Jungarbeiterdasein – obwohl gemeinsame Erfahrung 
vieler junger Menschen – in eine soziale Randständigkeit ge-
drängt worden: Nicht nur die vorgängigen sozialen Benach-
teiligungen aus Elternhaus und Schule, sondern auch die 
Kennzeichnung als Problemgruppe, Lernbehinderte, Aus-
bildungsunwillige oder gar Arbeitsscheue und die mit der 
Einweisung in entsprechende Maßnahmen verbundene Stig-
matisierung konstituieren die Jungarbeiterschaft zunehmend 
als eine Randgruppe. 
Die achtziger Jahre bringen eine weitere Veränderung in der 
Zusammensetzung der Jungarbeiterschaft und damit wie-
derum eine Veränderung der Problemlage, die neue Bewälti-
gungsstrategien fordert, ohne daß dadurch allerdings die 
Randständigkeit dieser Gruppe aufgehoben würde – im Ge-
genteil, sie wird sich möglicherweise verfestigen. Gemeint ist 
das Hineinwachsen der zweiten und dritten Ausländergene-
ration ins ausbildungs- und erwerbsfähige Alter. Die in die-
sem Bereich zu erwartende künftige Entwicklung soll im fol- 
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genden anhand der verfügbaren Daten zur Bevölkerungsent-
wicklung und Bildungssituation der Ausländer dargelegt 
werden. 

2. Struktur und Entwicklung der ausländischen Wohnbe-
völkerung 
Die Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutsch-
land hatte 1973 mit etwa 2,5 Mio. ihren Höchststand erreicht. 
Zusammen mit den Familienangehörigen lebten damals 4,1 
Mio. Ausländer in der Bundesrepublik. Drei Viertel von ih-
nen stammten aus den sechs Anwerbeländern Italien, 
Griechenland, Jugoslawien, Spanien, Portugal und der Tür-
kei. 
Die Ölkrise von 1973 und die sich anbahnenden Schwierig-
keiten auf dem Arbeitsmarkt führten dazu, daß die Anwer-
bung ausländischer Arbeitnehmer im November 1973 einge-
stellt wurde (»Anwerbestopp«). Lediglich Familienangehö-
rige hier lebender Ausländer konnten noch in die Bundesre-
publik einreisen. Im Zusammenhang mit der Rezession 
1974/75 waren viele Ausländer gezwungen, die Bundesrepu-
blik wieder zu verlassen, weil sie entweder keine Arbeit fan-
den oder weil sie wegen des Vorrangs deutscher und ihnen 
rechtlich gleichgestellter Arbeitnehmer aus den EG-Staa-
ten12) keine Arbeitserlaubnis bzw. keine Verlängerung ihrer 
Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis erhielten. Insgesamt kehr-
ten zwischen 1973 und 1976 rund 900000 Ausländer in ihre 
Heimatländer zurück. Im gleichen Zeitraum wanderten je-
doch in verstärktem Umfang Familienangehörige in die Bun-
desrepublik ein. 
Da auch die nachgereisten Angehörigen auf dem ohnehin sehr 
angespannten bundesrepublikanischen Arbeitsmarkt Arbeit 
suchten, bestand die Gefahr, daß auf diese Weise der Anwer-
bestopp »unterlaufen« werden könnte. So wurde durch 
Rechtsverordnung festgelegt, daß nach dem 30. 11. 1974 ein-
gereiste Familienangehörige aus Nicht-EG-Staaten keine 
Arbeitserlaubnis mehr erhalten. Doch konnte auch auf diese 
Weise der Zuzug nicht gestoppt werden. Insbesondere Kin-
der und Jugendliche wurden von ihren in der Bundesrepublik 
lebenden Eltern nachgeholt, seit durch eine Änderung der 
Kindergeldregelung vom September 1975 volles Kindergeld 
nur noch für in der Bundesrepublik lebende Kinder gezahlt 
wurde. 
Um den vielen nach 1974 eingereisten Jugendlichen den Zu-
gang zum Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt dennoch zu 
ermöglichen, wurde der Stichtag für die Erteilung einer 
Arbeitserlaubnis für jugendliche Ausländer noch einmal ver-
schoben auf den 31. 12. 1976. Bis zu diesem Termin eingerei-
ste Jugendliche aus Nicht-EG-Staaten konnten nun trotz 
Anwerbestopp eine Arbeitserlaubnis erhalten – allerdings 
auch unter dem Vorbehalt des § 19 AFG. Schließlich wurde 
im April 1979 diese sogenannte Stichtagsregelung für nachge-
reiste Familienangehörige generell umgewandelt in eine 
»Wartefristenregelung«. Diese besagt, daß in die Bundesre-
publik nachgereiste Ehegatten hier lebender Ausländer nach 
einer sogenannten »Eingewöhnungszeit« von vier Jahren, Ju-
gendliche unter 20 Jahren nach einer zweijährigen Eingewöh- 

12) Nach § 19 Arbeitsförderungsgesetz genießen deutsche und ihnen rechtlich 
gleichgestellte Arbeitnehmer aus EG-Staaten Vorrang bei der Vermittlung 
in Arbeits- und Ausbildungsplätze. 

13) Informationen für die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Bundesanstalt 
für Arbeit, Nr. 5, 1980, S. 140. 

14) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Wochenbericht Nr. 30/1980 
vom 24. 8. 1980, S.314. 

15) Wirtschaft und Statistik, Heft 2/1980, S. 91. 
16) Wirtschaft und Statistik, Heft 1/1980, S. 23. 

nungszeit einen Rechtsanspruch auf Erteilung einer Arbeits-
erlaubnis haben. Für Jugendliche, die an einer mindestens 
zehnmonatigen berufsvorbereitenden Maßnahme teilge-
nommen haben oder die über den deutschen Hauptschulab-
schluß verfügen, entfällt diese Wartefrist. Die Vermittlung in 
Arbeits- oder Ausbildungsstellen erfolgt allerdings nach wie 
vor unter Berücksichtigung des Vorrangs deutscher oder ih-
nen gleichgestellter Bewerber. 
Mit der Einführung der Wartefristenregelung dürfte aller-
dings auch in Zukunft noch mit weiteren Familiennachzügen 
zu rechnen sein. Nach Schätzungen der Bundesanstalt für 
Arbeit leben in den Heimatländern noch ca. 800000 bis 
900 000 Kinder sowie ca. 120 000 bis 150 000 Ehegatten von in 
der Bundesrepublik lebenden Ausländern.13) Wieviele von 
ihnen noch in die Bundesrepublik einreisen werden, ist 
schwer zu sagen. Hinzu können noch weitere Eheschließun-
gen hier lebender Ausländer im Heimatland kommen, deren 
Ehepartner dann ebenfalls in die Bundesrepublik einreisen 
können. 
Verschlechterte Arbeitsmarktlage, Anwerbestopp und Fami-
liennachzug haben u.a. dazu geführt, daß die (effektive) Er-
werbsquote bei Ausländern erheblich zurückgegangen ist: 
von knapp 70% im Jahre 1974 auf knapp 50% im Jahre 1979 
(Wohnbevölkerung insgesamt: 43%)14). Im gleichen Zeit-
raum stieg der Anteil der unter 15jährigen ausländischen 
Wohnbevölkerung von 18 % auf 24 % an.15) Insbesondere seit 
der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt für Jugendliche 
1979 erleichtert wurde, ist wieder ein beträchtlicher Zuwachs 
bei den 15- bis unter 20jährigen Ausländern zu verzeichnen. 
Der Wanderungssaldo für diese Altersgruppe ist erstmals seit 
1978 wieder positiv, d. h. die Zuzüge überwiegen die Fortzü-
ge.16) Tabelle l verdeutlicht die Entwicklung der ausländi-
schen Wohnbevölkerung unter 20 Jahren. Während sich in 
der Altersgruppe unter 5 Jahren neben anderen Faktoren im 
wesentlichen die Geburtenentwicklung der in der Bundesre-
publik geborenen Ausländerkinder auswirkt (Rückgang ab 
1975), spiegelt der Zuwachs bei den 5- bis unter 15jährigen 
den verstärkten Familiennachzug wider. Der beträchtliche 
Rückgang bei den 15- bis unter 20jährigen beruht z. T. auf ei-
nem Alterskohorteneffekt, z. T. aber auch auf den Schwierig-
keiten, in der Bundesrepublik eine Arbeitserlaubnis zu erhal-
ten. Hier hat erst die Einführung der Wartefristenregelung 
eine Trendwende gebracht. 1979 war der Stand von 1973 wie-
der erreicht. Der Anstieg zwischen 1979 und 1980 ist. z.T. 
damit zu erklären, daß bis 1979 Daten aus Hamburg und 
München nicht im Ausländerzentralregister erfaßt wurden. 
Beträchtliche Umstrukturierungen haben sich auch in der Zu-
sammensetzung der Ausländer nach Nationalitäten ergeben 
(vgl. Tabelle 2). Während der Anteil der Ausländer aus EG-
Staaten seit 1974 mit rund 21 % konstant geblieben ist, hat sich 
der Anteil der türkischen Volksgruppe von 25% auf 33% er-
höht. Bei allen übrigen Nationalitäten ist ein entsprechender 
Rückgang zu verzeichnen. Stärker noch als bei der gesamten 
ausländischen Wohnbevölkerung kommen diese Verände-
rungen in den jüngeren Altersgruppen zum Tragen. So ist bei 
den unter 15jährigen der Anteil der türkischen Kinder von 
31 % 1974 auf 46 % im Jahre 1980 angestiegen. Dies zeigt, daß 
die Frage der Eingliederung ausländischer Jugendlicher in 
Ausbildung und Beruf zu einem erheblichen Teil ein Problem 
der Integration der türkischen Jugendlichen und ihrer Fami-
lien darstellen. 
In den kommenden Jahren werden – bei sukzessive abneh-
menden deutschen Schüler- und Schulabgängerzahlen starke 
Ausländerjahrgänge auf den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
drängen. Hierbei handelt es sich zu einem größeren Teil um 
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Jugendliche aus Gastarbeiterfamilien17), die in der Bundesre-
publik geboren bzw. aufgewachsen sind und die in der Regel 
auch eine deutsche allgemeinbildende Schule besucht haben, 
zu einem kleineren Teil um erst spät in die Bundesrepublik zu 
ihren Eltern nachgereiste Jugendliche, die im Heimatland be-
reits ganz oder teilweise ihre Schulpflicht erfüllt haben, soge-
nannte »Seiten- oder Späteinsteiger«. 
Die derzeit ins ausbildungs- und erwerbsfähige Alter wach-
senden Ausländerjugendlichen, sind Ausländer der soge-
nannten zweiten Generation, doch spätestens gegen Ende der 
achtziger Jahre werden auch Jugendliche der dritten Genera-
tion in die Schulen, Ausbildungs- und Arbeitsstellen drängen, 
d. h. Kinder von bereits hier in der Bundesrepublik gebore-
nen oder aufgewachsenen Ausländern. Während es sich bei 
den derzeit auf den Arbeitsmarkt kommenden ausländischen 
Jugendlichen noch tatsächlich um Personen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit handelt, ist zu vermuten, daß die heran-
wachsende dritte Generation zwar ausländischer Herkunft 
ist, in sehr vielen Fällen jedoch bereits über die deutsche 

17) Manche Autoren unterscheiden begrifflich zwischen »Jugendlichen aus 
Gastarbeiterfamilien« und »jugendlichen Arbeitsmigranten«, um den Un-
terschied hervorzuheben zwischen jenen, die als nachgereiste Angehörige in 
der Bundesrepublik leben, und solchen, die mit dem Ziel der Arbeitsauf-
nahme hergekommen sind. Vgl. Walz, H. D., Zur Situation von jugendlichen 
Gastarbeitern in Familie, Freizeit, Schule und Beruf, München, 1980, S. 2 ff. 

Staatsbürgerschaft verfügen wird. Ihr Heimatland wird die 
Bundesrepublik sein, und es ist zu bezweifeln, ob für diese 
dritte Generation der Begriff und die Problemsicht »ausländi-
sche Jugendliche« noch adäquat ist. Möglicherweise werden 
einige Gruppen unter ihnen, z. B. diejenigen türkischer Her-
kunft, eine ethnische Minderheit mit all den dazugehörigen 
Problemen bilden, aber sie werden nichts destoweniger Deut-
sche sein. 
Wenn im folgenden von den Problemen der schulischen und 
beruflichen Integration künftiger Ausländergenerationen die 
Rede ist, sollte dies mit bedacht werden. Sprachlich soll dies 
in den Begriffen »Nachkommen der ausländischen Arbeit-
nehmer« oder »Jugendliche ausländischer Herkunft« zum 
Ausdruck kommen. 

3. Situation der Ausländerkinder an allgemeinbildenden 
Schulen 

3.1 Schulbesuch 
Entsprechend der zuvor aufgezeigten Bevölkerungsentwick-
lung ist auch die Zahl der ausländischen Schüler an allgemein-
bildenden Schulen seit Anfang der siebziger Jahre beträcht-
lich angestiegen (vgl. Tabelle 3). Im Schuljahr 1979/80 be- 
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suchte mehr als eine halbe Million Ausländerkinder die allge-
meinbildenden Schulen in der Bundesrepublik, die weit 
überwiegende Mehrzahl davon die Grund- bzw. Haupt-
schule (82%). Von allen ausländischen Schülern an allge-
meinbildenden Schulen im Sekundarbereich I und II (Haupt-
schule, Realschule, Gymnasium) bleiben drei Viertel an der 
Hauptschule, nur ein Viertel geht auf weiterführende Schulen 
(10% Realschule, 16% Gymnasium)18) gegenüber 60% aller 
Schüler im Sekundarbereich I und II (Deutsche und Auslän-
der)19). So wird vor allem die Hauptschule- ohnehin bereits 
Sorgenkind Nr. l des deutschen Bildungswesens – mit dem 
Problem der Integration und Unterrichtung der ausländi-
schen Jugendlichen belastet20). Dies wird ganz besonders 
deutlich, wenn man die Verteilung der ausländischen Schüler 
nach Nationalitäten berücksichtigt: Ausländerkinder aus den 
sogenannten Anwerbeländern verbleiben nämlich wesentlich 
häufiger an Grund- bzw. Hauptschulen als Jugendliche aus 
anderen Staaten (vgl. Tabelle 4). 
18) Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz, Dokumentation 

Nr. 69 »Ausländische Schüler in der Bundesrepublik Deutschland 
1965 bis 1979, Oktober 1980«. 

19) Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Grund- und 
Strukturdaten 1980/81, Bonn, im September 1980, S. 26 und eigene Be-
rechnungen. 

20) Vgl. hierzu u.a. den Bericht im Berliner »Tagesspiegel« vom 28. 8. 1980, S. 
13, »In Berlin ist die Hauptschule bereits umgekippt«. 

21) Allerdings können diese Angaben nur geschätzt werden, da aus der Schul-
statistik nicht hervorgeht, wieviele Schüler aus Realschulen, Gymnasien 
und Gesamtschulen sowie den Sonderschulen den Klassen 5 bis 9 zuzu-
rechnen sind. 

Nach wie vor kommen noch nicht alle Ausländerkinder der 
allgemeinbildenden Schulpflicht nach, doch ist die Schulbe-
suchsquote in den vergangenen Jahren beträchtlich angestie-
gen, von etwa 70% Anfang der siebziger Jahre bis auf 84 % im 
Jahre 1979. Der Schulbesuch ist allerdings unterschiedlich 
nach Klassenstufen. Nahezu 100% der 6- bis unter 10jährigen 
Ausländerkinder besuchen die Grundschule, bei den 10- bis 
15jährigen tun dies nur noch gut 70 %21). 

Ausgeweitet hat sich auch der Besuch weiterführender allge-
meinbildender Schulen von ausländischen Jugendlichen. Dies 
betrifft insbesondere die Realschulen. Ob der gestiegene An-
teil der Ausländer an Gesamtschulen mit einer höheren 
Schulbildung bzw. einer längeren Schulbesuchsdauer ver-
bunden ist, oder ob sich in diesen Daten vornehmlich der 
Ausbau der Gesamtschulen in den vergangenen Jahren wider-
spiegelt, ist anhand der vorliegenden Daten nicht zu klären. 
Der gestiegene Anteil der Sonderschüler unter den Auslän-
dern hingegen verweist auf eine eher bedrohliche Entwick-
lung. Die bestehenden Sprach- und Sozialisationsprobleme 
der Ausländerkinder werden offenbar zunehmend als Pro-
blem der Lernbehinderung umdefiniert. Daß es sich hierbei 
zum Teil um willkürliche Zuweisungen handelt, zeigen die 
nach Bundesländern sehr unterschiedlichen Anteile an Aus-
ländern unter den Sonderschülern (vgl. Tabelle 5). So sind 
etwa in Baden-Württemberg 14 % der Schüler an Sonderschu-
len Ausländer, in Schleswig-Holstein oder in Rheinland-
Pfalz hingegen nur gut 2%. Diese offenbar wachsende Ten- 
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denz der Einweisung von Ausländerkindern in Sonderschu-
len hat weitreichende Konsequenzen nicht nur für die schuli-
sche Integration dieser Jugendlichen, sondern auch für ihre 
späteren beruflichen Chancen. 
Insgesamt kann also nicht von einer wesentlichen Verbesse-
rung der Schulsituation der Ausländerkinder gesprochen 
werden, dies vor allem deshalb nicht, weil die schulische Si-
tuation – was sich in den globalen Zahlen nicht widerspiegelt –
durch die hohe regionale Konzentration der Ausländer in be-
stimmten Bundesländern und großstädtischen Ballungsgebie-
ten erheblich belastet wird: 
Etwa die Hälfte der Ausländer wohnte 1979 in Gemeinden 
mit 100 000 und mehr Einwohnern. Folgende Städte weisen 
einen über dem Bundesdurchschnitt von 6,7% liegenden 
Ausländeranteil auf:22) 

 

Obwohl vergleichbare Zahlen hierüber nicht vorliegen, kann 
davon ausgegangen werden, daß für die jüngeren Altersgrup-
pen (unter 16 Jahren) die entsprechenden Anteilswerte noch 
wesentlich höher sein dürften. Von allen Bundesländern liegt 
der Anteil der Ausländer an den Grund- und Hauptschülern 
in Berlin mit 27% weit über dem Bundesdurchschnitt, gefolgt 
von Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen und 
Hamburg (vgl. Tabelle 5). In einzelnen Städten und Stadttei-
len beträgt – Presseberichten zufolge – der Anteil ausländi-
scher Schüler in einzelnen Klassen 50% und mehr. Manche 
Bundesländer oder Kommunen gehen dazu über, auch in der 
Grundschule bereits reine Ausländerklassen zu bilden23). 
Trotz der vielfach – zuletzt in dem Beschluß der Bundesregie-
rung zur Weiterentwicklung der Ausländerpolitik vom 
19. März 1980 – bekundeten Integrationsabsichten sehen die 
Schulpolitiken der Länder sowie die Schulpraxis vor Ort oft 

22) Wirtschaft und Statistik, Heft 2/1980, S. 89. 
23) Vgl. Anmerkung 20) sowie DIE ZEIT vom 14. 11. 1980. 
24) Vgl. BiBB-Pressemeldung vom 12. 8.1980 »Junge Ausländer verfügen über 

erhebliche schulische Vorbildung im Heimatland – starke Orientierung an 
deutschen Bildungs-Beschäftigungsvorstellungen«. 

anders aus. Eine Separierung in nationalen Klassen mit 
Deutsch als Fremdsprache behindern die soziale Eingliede-
rung der ausländischen Jugendlichen und verstärken ihre 
durch soziale Vorurteile und schlechte Wohnverhältnisse be-
dingte Ghettosituation. So ist es auch nicht verwunderlich, 
daß nach wie vor nur etwa 40 bis 50% der die Schule besu-
chenden Jugendlichen einen Hauptschulabschluß erwerben, 
der mittlerweile eine fast unabdingbare Voraussetzung für 
eine berufliche Ausbildung in der Bundesrepublik geworden 
ist. 
Bei der Erörterung der Bildungssituation ausländischer Ju-
gendlicher darf eines nicht vergessen werden, die Tatsache 
nämlich, daß ein nicht unerheblicher Teil der in die Bundes-
republik einreisenden ausländischen Jugendlichen bereits in 
ihren Heimatländern entsprechende Schulabschlüsse erwor-
ben oder weiterführende Schulen besucht hat. Dies geht aus 
einer neueren Untersuchung des Bundesinstituts für Berufs-
bildung und des Europäischen Zentrums zur Förderung der 
Berufsbildung hervor.24) Bei den Integrationsbemühungen 
müßte stärker als bislang geschehen, an den Bildungsvoraus-
setzungen angeknüpft werden, die die jungen Ausländer aus 
ihren Heimatländern mitbringen. 

3.2 Modellrechnung zur Entwicklung der Schüler- und Schul-
abgängerzahlen 
Tabelle 6 zeigt – nach Altersjahren aufgegliedert – die gegen-
wärtige (1980) ausländische Wohnbevölkerung unter 20 Jah-
ren. Hieraus läßt sich ablesen, wieviele Jugendliche in den 
kommenden Jahren ins schulpflichtige bzw. ins erwerbs-
fähige Alter kommen. 
Für die künftige Entwicklung der Schülerzahlen ergibt sich 
daraus, daß – ohne weitere Zuwanderungen aus dem Ausland 
– die Zahl der Einschulungen von Ausländerkindern im 
Schuljahr 1981/82 vermutlich ihren Höhepunkt erreichen 
wird (83500). Danach ist mit einem Rückgang bei der Zahl 
der ausländischen Schulanfänger zu rechnen, der allerdings 
wegen der auch weiterhin zu erwartenden Zuwanderungen in 
dieser Altersgruppe nicht so gravierend ausfallen dürfte, wie 
dies die in Tabelle 6 ausgewiesenen Daten andeuten. 
Für die Vorausberechnung der Schulabgängerzahlen wurden 
folgende Annahmen getroffen: 
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- 100% eines Altersjahrgangs besuchen die allgemeinbil-
dende Schule (derzeit in den entsprechenden Altersjahrgän-
gen nur rund 70%, vgl. 3.1). 

- 90% eines Altersjahrgangs verlassen die allgemeinbildende 
Schule mit Beendigung der Pflichtschule (mit/ohne Haupt-
schulabschluß), 5% mit dem Abschluß der Sekundarstufe I 
(einschließlich Realschule und gleichwertigem Abschluß). 
Diese Quoten werden in dem Projektionszeitraum konstant 
gehalten. 

- Wegen der derzeit in den Bundesländern uneinheitlichen 
Lage bezüglich der 10jährigen Vollzeitschulpflicht (insbe-
sondere hinsichtlich  deren Handhabung bei Ausländern) 
werden   alternative   Modellrechnungen   durchgeführt:   die 
Vorausschätzung der ausländischen Schulabgänger mit/ohne 
25) Die in Tab. 6 ausgewiesenen absoluten Zahlen liegen etwas unter denen, die in 

einer Modellrechnung des IAB aus dem Jahr 1978 vorgelegt wurden (vgl. 
»Zur Ausbildungssituation ausländischer Jugendlicher« in: BeitrAB 42, 
Kurzberichte 1976 bis 1979, Nürnberg 1979, S. 166-170). Dies beruht in 
erster Linie darauf, daß damals die Daten der Bevölkerungsfortschreibung des 
Statistischen Bundesamtes zum 31. 12. 1976 zugrundegelegt wurden, 
während in der hier vorgelegten Modellrechnung die Daten des Ausländer-
(Fortsetzung nächste Seite) 

Hauptschulabschluß geht von der 9jährigen, diejenigen für 
Schulabgänger aus dem Sekundarbereich I von der 10jährigen 
Schulpflicht aus. 
- Weitere Zuwanderungen aus dem Ausland sind auch in die-
ser Vorausschätzung nicht berücksichtigt. Die angegebenen 
Werte stellen somit eher Untergrenzen der tatsächlich zu er-
wartenden Entwicklung dar. 
Die Ergebnisse zeigen, daß in den kommenden Jahren mit ei-
ner steigenden Zahl ausländischer Schüler sowie dementspre-
chend mit einer steigenden Zahl ausländischer Schulabgänger 
zu rechnen ist, wobei – wie bereits erwähnt- zu berücksichti-
gen ist, daß es sich bei diesen Jugendlichen im rechtlichen 
Sinne keineswegs immer um ausländische Staatsbürger han-
deln muß, sondern in vielen Fällen um eingebürgerte Jugend-
liche aus Gastarbeiterfamilien in der zweiten und dritten Ge-
neration. 
Absolut wird die Zahl der Schulabgänger ausländischer Na-
tionalität oder Herkunft im Jahr 1991 mit knapp 80000 Ab-
gängern aus der Sekundarstufe I ihren Höhepunkt errei-
chen.25) Danach werden die ab 1975 rückläufigen Geburten- 
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Ziffern auch zu einem absoluten Rückgang bei der Zahl der 
Schulabgänger ausländischer Nationalität oder Herkunft füh-
ren – all dies wieder ohne Berücksichtigung weiterer Zuzüge 
aus dem Ausland. 
Das Gros dieser Jugendlichen wird also zu einer Zeit auf den 
Arbeitsmarkt drängen, in der der »deutsche Schülerberg« be-
reits abgeklungen ist. Dies wird u. a. auch deutlich an den An-
teilen der ausländischen Schulabgänger an der Gesamtzahl der 
Schulabgänger. 1990/91 wird ein Viertel der Schulabgänger 
mit Beendigung der Pflichtschule ausländischer Nationalität 
oder Herkunft sein, während es derzeit auch bei vollständiger 
Erfüllung der Schulpflicht nur 10% wären. Bezogen auf alle 
Abgänger aus dem Sekundarbereich I wird der Anteil der 
Gastarbeiterkinder an den Schulabgängern von derzeit 7% 
auf 16% im Jahre 1991 ansteigen. 
Die Ergebnisse der Modellrechnung verweisen auf Probleme 
und Chancen für die künftige Integration der ausländischen 
Jugendlichen gleichermaßen. Die Tatsache, daß erst mit dem 
Abklingen des »deutschen Schülerbergs« ausländische Schul-
abgänger in größerer Zahl auf den Arbeits- und Ausbildungs-
stellenmarkt drängen, vergrößert die Chancen dieser Jugend-
lichen auf Ausbildungs- und Arbeitsplätze gegenüber der 
derzeitigen Situation. Andererseits bedeutet ein (globaler) 
Schüleranteil von einem Viertel Ausländer an der Gesamtzahl 
der Schüler erhebliche Probleme für die schulische Integra-
tion dieser Jugendlichen. 

4. Berufliche Bildung 

4.1 Berufsschulbesuch 
Die Zahl der ausländischen Schüler an beruflichen Schulen 
betrug im Schuljahr 1979/80 knapp 75 000. Davon besuchten 
72% die Teilzeitberufsschule, 9% ein Berufsgrundbildungs- 

zentralregisters zum 30. 9. 1980 verwendet wurden. Beide Datenquellen 
weisen Mängel im Hinblick auf den hier verfolgten Zweck auf: die Bevölke-
rungsfortschreibung gilt als überhöht und weist Ausländer nur als Differenz 
zwischen der Wohnbevölkerung insgesamt und der deutschen Wohn-
bevölkerung aus, das Ausländerzentralregister erfaßt die Bevölkerungsbe-
wegungen bei den Ausländern (Geburten, Sterbefälle, Fort- und Zuzüge) z. T. 
unvollständig und verspätet. Die Abweichungen von der 78er Modell-
rechnune sind also nicht dahingehend zu interpretieren, daß die künftige 
Entwicklung bei ausländischen Jugendlichen weniger dramatisch als vor zwei 
Jahren eingeschätzt werden müßte. 

26) HLT Gesellschaft für Forschung, Planung, Entwicklung GmbH, Ausbil-
dungsreport Hessen '79, Wiesbaden 1979, S. 136ff. 

27) Diese Information habe ich auf verschiedenen Tagungen, z.B. den Hoch-
schultagen f. Berufliche Bildung 1980 an der Universität Bremen oder dem 
4. Berufsbildungskongreß »Lehrbacher Woche« von mehreren Berufs-
schullehrern erhalten. 

28) HLT, a.a.O., S. 136ff. 

jahr (BGJ) und die übrigen weiterführende berufliche Schulen 
(vgl. Tabelle 7). Die Entwicklung zeigt, daß der Schulbesuch 
wesentlich stärker angestiegen ist als die vergleichbare Wohn-
bevölkerung, so daß auch ein Anstieg bei der Erfüllung der 
Berufsschulpflicht zu vermuten ist. 

Genaue Angaben über die Erfüllung der Berufsschulpflicht 
durch die ausländischen Jugendlichen liegen bundeseinheit-
lich nicht vor, da eine nach Altersjahren differenzierte Aus-
wertung der Schulstatistik bislang nicht durchgeführt wurde. 
Eine Untersuchung aus Hessen kommt zu dem Ergebnis, daß 
im Schuljahr 1977/78 nur 40% der berufsschulpflichtigen aus-
ländischen Jugendlichen im Alter von 15 bis unter 18 Jahren, 
die nicht eine allgemeinbildende Schule oder berufliche Voll-
zeitschule besuchen, ihrer Berufsschulpflicht nach-
kamen.26) 
Eine Übertragung dieser Ergebnisse auf das gesamte Bundes-
gebiet ist zwar nicht möglich, doch kann davon ausgegangen 
werden, daß im Durchschnitt höchstens die Hälfte der be-
rufsschulpflichtigen ausländischen Jugendlichen auch tat-
sächlich die Berusfsschule besucht. 

Allerdings muß auch darauf hingewiesen werden, daß dies 
nicht ausschließlich den ausländischen Jugendlichen oder ih-
ren Eltern anzulasten ist. Berufsschullehrer und andere Per-
sonen, die jugendliche Ausländer betreuen, berichten davon, 
daß es nicht selten vorkommt, daß Ausländer aus Platz- oder 
Lehrermangel abgewiesen bzw. auf eine Warteliste für den 
Berufsschulbesuch gesetzt werden.27) 

Die zitierte Studie aus Hessen zeigt ebenfalls, daß die Erfül-
lung der Berufsschulpflicht bei den männlichen Jugendlichen 
mit 44% beträchtlich höher ist als bei den weiblichen, von de-
nen nur 35% aller Berufsschulpflichtigen auch tatsächlich die 
Berufsschule besuchen. Dieser Befund steht im Gegensatz zu 
den Ergebnissen beim Besuch allgemeinbildender Schulen. 
Dort nämlich beträgt die Schulbesuchsquote der Mädchen 
80%, die der Jungen nur 75%.28) 

4.2 Versorgung mit betrieblichen und schulischen 
Ausbildungsplätzen 
Am 30. 9. 1979 lebten in der Bundesrepublik 202400 auslän-
dische Jugendliche im Alter von 15 bis unter 19 Jahren. Schät-
zungsweise 40000 von ihnen besuchten allgemeinbildende 
Schulen im Sekundarbereich I und II. Der Rest von 162400 
kam somit für eine berufliche Ausbildung in Betrieben oder 
beruflichen Schulen in Frage. 
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Wieviele Ausländer eine betriebliche Berufsausbildung 
durchlaufen, kann nur näherungsweise festgestellt werden, 
denn weder die Angaben aus der Berufsschulstatistik noch die 
Kammerstatistiken geben für das gesamte Bundesgebiet Aus-
kunft über die Zahl der ausländischen Auszubildenden. Einen 
groben Anhaltspunkt liefert die Beschäftigtenstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit, wonach am 30. 6. 1979 30700 aus-
ländische Beschäftigte in beruflicher Ausbildung gezählt 
wurden.29) Legt man diese Zahl zugrunde, dann hätten 57% 
der Teilzeitberufsschüler einen Ausbildungsvertrag. Aus ein-
zelnen Länderstatistiken geht dagegen hervor, daß nur etwa 
ein Drittel bis die Hälfte der Berufsschüler einen Ausbil-
dungsvertrag haben (Bayern 36%, Hessen 45%, Baden-
Württemberg 50 %).30) 

Versucht man eine Bilanz hinsichtlich der Versorgung der 
ausländischen Jugendlichen mit beruflicher Ausbildung 
(schulisch oder betrieblich) zu ziehen, so ergibt sich folgendes 
Bild: 

 

Mehr als 90000 ausländische Jugendliche im Alter zwischen 
15 und 19 Jahren, das sind 57% der Ausländer in dieser Al-
tersgruppe, erhalten derzeit überhaupt keine, wenn auch 
noch so minimale berufliche Qualifizierung. 

Bei weitem nicht alle derjenigen, die eine berufliche Schule 
besuchen, erhalten eine berufliche Vollqualifizierung mit ei-
nem anerkannten Abschluß. Die Berufsschüler ohne Ausbil-
dungsvertrag ebenso wie die Mehrzahl der ein Berufsgrund-
bildungsjahr besuchenden Ausländer durchlaufen anschlie-
ßend keine berufliche Ausbildung. Die Gesamtzahl der aus-
ländischen Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag belief sich 
demnach auf rund 120000: 

29) Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, Heft 7, 1980, 
S. 987. Es ist zu berücksichtigen, daß die hier ausgewiesene Zahl insofern 
überhöht ist, als hier auch nicht anerkannte Ausbildungsgänge sowie ältere 
Personen erfaßt sind. Sie kann also nur hilfsweise für die Zahl der Auszu-
bildenden in dualer Ausbildung herangezogen werden. 

30) Schober, K., Zur Integration der ausländischen Jugendlichen in Ausbildung 
und Beruf. Derzeitige Situation und Aufgaben der Berufsschule, in: Die 
Deutsche Berufs- und Fachschule, 75. Band, Heft 11 (1979), S.861. 

31) Berufsbildungsbericht 1980, S. 62. 
32) Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Zum Ausbaustand des Berufs- 

grundbildungsjahres sowie der schulischen Maßnahmen zur Berufsvorbe-
reitung in den Ländern, in: Materialien und statistische Analysen zur beruf-
lichen Bildung, Heft 14, Berlin 1980. 

33) informationen   bildung   Wissenschaft,   Sonderheft   1/1980   und   dass., 
7-8/1980. 

Wenn man weiß – und dies ist aus vielfältigen Untersuchun-
gen hinreichend bekannt – aus welchen Schüler- und Perso-
nengruppen sich die Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
rekrutieren (meist Sonderschüler, Hauptschulabgänger ohne 
Abschluß), und wenn man weiterhin berücksichtigt, daß der 
Anteil der Ausländer an diesen Schülergruppen in den kom-
menden zehn Jahren beträchtlich ansteigt, so liegt auf der 
Hand, daß in spätestens 10 Jahren die dann absolut immer 
kleiner werdende Gruppe der Jugendlichen ohne Ausbil-
dungsvertrag (Abbau des Schülerbergs) weit überwiegend aus 
ausländischen Jugendlichen bestehen wird. Auch wenn aus-
ländische Jugendliche – wegen des geringer werdenden Be-
werberangebots – in Zukunft größere Chancen bei der beruf-
lichen Ausbildung haben werden, so wird sich vermutlich an 
den Selektionskriterien bei Schulen und Betrieben wenig än-
dern. Und das heißt, daß das Jungarbeiterproblem vorrangig 
ein Ausländerproblem werden wird. Es bleibt abzuwarten, 
ob die inzwischen vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft speziell für Ausländerjugendliche eingerichte-
ten Förderungsprogramme33) hieran etwas ändern können. 

5. Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit 
Nicht nur die Integration in Schule und Ausbildung, auch die 
Einmündung in Arbeitsverhältnisse gestaltet sich unter den 
gegenwärtigen Bedingungen des Arbeitsmarktes für die aus-
ländischen Jugendlichen schwierig. Bis zum April 1979 war es 
wegen der bis dahin geltenden Stichtagsregelung für viele Be-
troffene auch rechtlich nicht möglich, eine Arbeitsstelle anzu-
treten. Mit der Einführung der Wartefristenregelung dürfte 
sich die Zahl der Arbeitsuchenden in der Altersgruppe der 15 
bis unter 20jährigen, aber auch die der gemeldeten Arbeitslo-
sen sukzessive erhöhen. 
Im September 1980 wurden bei den Arbeitsämtern bereits 
11 100 arbeitslose Ausländer unter 20 Jahren gezählt gegen-
über rund 7100 im September 1979. 
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*) Mangels entsprechender Angaben im Mikrozensus wurde diese Zahl aus der 
Schulstatistik errechnet. Sie enthält eine Schätzung der 15 Jahre und älteren 
Schüler an allgemeinbildenden Schulen (40000; vgl. 4.2) sowie alle ausländi-
schen Schüler an beruflichen Vollzeitschulen (20000). 

Etwa 75 000, das ist fast ein Drittel der entsprechenden Al-
tersgruppe, befanden sich 1978 weder in einem Ausbildungs-
oder Arbeitsverhältnis noch in einer Vollzeitschule. 16000 
junge Ausländer bezeichneten sich bei der Mikrozensus-Be-
fragung als Erwerbslose, von denen wiederum nur 8000 bei 
den Arbeitsämtern als Arbeitslose registriert waren.34) 
Über den Verbleib und die Art der Tätigkeit der restlichen 
59 000 ist nichts bekannt. Ein größerer Anteil von ihnen -
schätzungsweise 35000 – dürften weibliche Jugendliche35) 
sein, die im elterlichen oder eigenen Haushalt verblieben sind 
– sei es, daß sie angesichts der schwierigen Arbeitsmarktlage 
und fehlender Arbeitserlaubnis aus dem Erwerbsleben vor-
übergehend ausgeschieden sind, sei es, daß kulturell bedingte 
Verhaltensmuster dafür bestimmend sind. Bei den rund 
25000 männlichen ausländischen Jugendlichen, die ohne 
Ausbildung und Beschäftigung sind, kann hingegen ohne 
Einschränkungen unterstellt werden, daß sie bei ausgegliche-
ner Arbeitsmarktlage und Abbau aller rechtlichen Barrieren 
in Arbeit oder Berufsausbildung wären. 
Ein Vergleich mit früheren Berechnungen zeigt, daß die Zahl 
der nicht in Ausbildung oder Arbeit stehenden ausländischen 
Jugendlichen in den vergangenen Jahren erheblich zuge-
nommen hat.36) Diese Entwicklung spiegelt einerseits die 
demographische Entwicklung (Hineinwachsen der entspre-
chenden stärker besetzten Altersjahrgänge ins ausbildungs-
und erwerbsfähige Alter) und den verstärkten Familiennach-
zug bei Ausländern wider, andererseits aber auch die immer 
mehr zu Lasten der benachteiligten Gruppen unter den Ju-
gendlichen gehenden Selektionsprozesse am Arbeits- und 
Ausbildungsstellenmarkt. So ist z.B. die starke Ausweitung 
des betrieblichen Ausbildungsstellenangebots seit 1977 bis- 

34) Zur Definition der Erwerbslosigkeit im Mikrozensus, die wesentlich weiter 
gefaßt ist als die der Arbeitslosigkeit nach den Bestimmungen des Arbeits- 
förderungsgesetzes vgl. Mayer, H.-L., Zur Abgrenzung und Struktur der 
Erwerbslosigkeit. Ergebnis des Mikrozensus, in: Wirtschaft- und Statistik, 
Heft 1/1979. 

35) Der Anteil der weiblichen Jugendlichen an den erwerbstätigen Ausländern 
zwischen 15 und 20 Jahren beträgt etwa 40%, bei den im Mikrozensus er-
faßten Erwerbslosen etwa 50% (entsprechend dem Bevölkerungsanteil). 
Bei den Nichterwerbstätigen wurde daher ein Anteil weiblicher Jugendlicher 
von ca. 60% unterstellt. 

36) Baethge, M., u. a., Ausbildungs- und Berufsstartprobleme von Jugendlichen 
unter den Bedingungen verschärfter Situationen auf dem Arbeits- und 
Ausbildungsstellenmarkt. Abschlußbericht, Soziologisches Forschungsinstitut 
Göttingen, Juli 1980, S. 180 ff. 

lang den ausländischen Jugendlichen noch nicht zugute ge-
kommen: die Zahl der in Ausbildung befindlichen Ausländer 
liegt seit 1976 konstant bei rund 30 000 (vgl. 4.2). 

Ein Versuch, das gesamte Ausmaß der Beschäftigungslosig-
keit bei jugendlichen Ausländern unter 20 Jahren mit Hilfe 
von Daten aus dem Mikrozensus 1978 zu quantifizieren, 
kommt zu folgenden groben Schätzwerten: 

6. Zusammenfassung und Ausblick 
Mit den sich ändernden politischen und ökonomischen Be-
dingungen der letzten fünfzig Jahre hat sich auch das Problem 
der beruflichen Eingliederung ungelernter Jugendlicher, die 
sogenannte »Jungarbeiterfrage«, immer wieder gewandelt: es 
ist von einer in weiten Bevölkerungskreisen verbreiteten Er-
scheinung zu einem Randgruppenphänomen geworden. In 
den achtziger Jahren wird es vorrangig ein Problem der zwei-
ten und dritten Ausländergeneration sein, die derzeit in der 
Bundesrepublik heranwächst. 
Denn die Integration der Ausländerjugendlichen im Bil-
dungs- und Ausbildungsbereich ist bislang noch nicht zufrie-
denstellend gelungen. Im Bereich der allgemeinbildenden 
Schulen liegt die Schulbesuchsquote zwar mittlerweile bei 
durchschnittlich 84%, im Bereich der Grundschule sogar bei 
nahezu 100%, doch ist die schulische Integration durch die 
hohe regionale Konzentration der Ausländer sowie deren 
Konzentration auf die Hauptschule, die von 75% der auslän-
dischen Schüler im Sekundarbereich I besucht wird, erheb-
lich erschwert. 
Im Bereich der beruflichen Bildung sind die Ausländerkinder 
bislang sehr stark unterrepräsentiert. Nach wie vor besucht 
nur rund die Hälfte der berufsschulpflichtigen Ausländer die 
Berufsschule. Von allen 15- bis unter 19jährigen erhalten 16% 
eine Ausbildung im dualen System, 5% besuchen weiterfüh-
rende berufliche Vollzeitschulen. Etwa 92000 ausländische 
Jugendliche, das sind 57% des entsprechenden Altersjahr-
gangs erhalten überhaupt keine berufliche Qualifizierung in 
Schulen oder Betrieben. Der Anteil der Ausländer an allen 
Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag beträgt derzeit bereits 
37%. Er wird in den kommenden Jahren weiter ansteigen. 
Etwa 75000 junge Ausländer zwischen 15 und 20 Jahren ste-
hen weder in einem Arbeits- noch in einem Ausbildungsver-
hältnis, das ist rund ein Drittel der entsprechenden Alters-
gruppe. 
Die Vorausschätzung der künftig zu erwartenden Schüler-
und Schulabgängerzahlen ergibt, daß im Bereich der Grund-
schulen, bei den Schulanfängern das Maximum mit rund 
83 500 Einschulungen (= 11% aller Einschulungen) bald er-
reicht sein dürfte. Die Zahl der Schulabgänger wird sich bis 
Ende der 80er Jahre kontinuierlich erhöhen und ihren 
Höchststand 1990/91 mit mindestens 80000 ausländischen 
Schulentlassenen nach Beendigung der Pflichtschulzeit errei-
chen. Der Anteil der Ausländer an allen Schulabgängern nach 
Ableistung der Vollzeitschulpflicht wird sich bis 1991 auf 
25% erhöhen und danach voraussichtlich wieder absinken. 
Die angegebenen Werte stellen allerdings Untergrenzen dar, 
die mit Sicherheit überschritten werden, da auch weiterhin 
mit einem Zustrom an nachreisenden Familienangehörigen zu 
rechnen ist. 
Die dargestellten Entwicklungen zeigen, daß in Zukunft in 
noch stärkerem Maße als derzeit sichtbar die Probleme der 
Jugendlichen ohne Berufsausbildung und der arbeitslosen Ju-
gendlichen zu Ausländerproblemen werden. Allerdings wird 
es sich bei den nachwachsenden Ausländergenerationen gro-
ßenteils um bereits hier geborene, aufgewachsene und z. T. 
auch eingebürgerte Jugendliche handeln, die möglicherweise 
eine ethnische Minderheit darstellen werden, deren Heimat-
land jedoch die Bundesrepublik Deutschland sein wird. 
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Für eine verbesserte soziale, bildungsmäßige und berufliche 
Integration dieses Personenkreises erscheinen m. E. solche 
Maßnahmen vordringlich, die frühzeitig im Entwicklungs-
prozeß der Kinder und Heranwachsenden ansetzen, wenn 
noch Veränderungen erreichbar sind. Das aber heißt, daß ver-
stärkt Kindergärten, Grund- und Hauptschulen in die Lage 
versetzt werden müssen, diese Aufgaben wahrzunehmen, 
aber auch Berufsschulen und die Träger außerschulischer 
Maßnahmen. 
In Gesprächen mit in diesen Bereichen tätigen Lehrern, Aus-
bildern oder Sozialbetreuern gewinnt man häufig den Ein-
druck, daß es gar nicht so sehr an Absichtserklärungen oder 
Programmen und häufig auch gar nicht so sehr an Geld man-
gelt als vielmehr an Fragen der Organisation und den Mög- 

lichkeiten der Durchführung bestimmter Maßnahmen und 
Programme vor Ort. Solange schulbesuchswillige Ausländer 
aus Kapazitätsmangel abgewiesen werden, solange ausländi-
sche Jugendliche mit unzureichenden Deutschkenntnissen in 
deutschen Sonderschulen für Lernbehinderte sitzen oder 
junge Türken mit Abitur in einer Berufsvorbereitungsklasse 
für Jugendliche ohne Hauptschulabschluß, solange der Un-
terricht mit ausländischen Schülern sachlich und personell 
völlig unzureichend ausgestattet ist und außerdem im Presti-
gegefüge der Pädagogen ganz unten rangiert (die Liste ließe 
sich fortsetzen), solange Vorurteile, Diskriminierungen und 
Ausländerfeindlichkeit nicht weiter abgebaut werden, so-
lange können Programme und Geld allein wenig zur Lösung 
der anstehenden Probleme beitragen. 
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